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Unsoziale Steuer- und Abgabepolitik macht Lohnfortschritte für tiefe  

und mittlere Einkommen zunichte 

Seit den 1990er Jahren ist in der Schweiz eine Einkommens- und Vermögensschere aufgegan-

gen. Daran hat sich leider in jüngster Zeit nichts Wesentliches geändert. Obwohl die tiefen und 

mittleren Löhne u.a. infolge der Gewerkschaftskampagnen für höhere Löhne gestiegen sind, ist 

die Lohn- und Einkommensschere nach wie vor weit offen. Die Toplöhne, nach der Finanzkrise 

leicht eingeknickt, steigen bereits wieder. Die Steuer- und Abgabepolitik hat die Oberschicht be-

günstigt und die tiefen und mittleren Einkommen zusätzlich belastet. Die Topeinkommen haben 

von Steuersenkungen profitiert, während die Normalverdienenden vor allem durch die Kopfprä-

mien bei den Krankenkassen höhere Abgaben zahlen müssen. Dazu kommen steigende Mieten. 

Sehr ausgleichend wirkt die AHV. Ohne sie würden sich die Kosten der Altersvorsorge für tiefe 

und mittlere Einkommen teilweise sogar mehr als verdoppeln. 

Mehr Lohn für tiefe Einkommen dank Gewerkschaftskampagnen –  

Toplöhne steigen weiter 

Seit den 1990er-Jahren haben vor allem die Topverdiener von Lohnerhöhungen profitiert. Die 

Löhne des bestbezahlten Prozents sind seither um 43 Prozent gestiegen. Die Lohnschere hat 

sich stark geöffnet. Seit der Finanzkrise hat sich das Lohnwachstum bei den obersten Lohnstufen 

etwas abgeflacht. Die mittleren und insbesondere die tiefen Löhne konnten leicht aufholen. Ins-

besondere die tiefen Löhne profitierten von den gewerkschaftlichen Mindestlohnkampagnen. Die 

Lohnunterschiede bleiben aber sehr gross.  

Mit der Aufgabe des Franken-Euro-Mindestkurses ist der Druck auf die unteren und mittleren 

Löhne jedoch gestiegen. In der Industrie gingen die Löhne von neueinstellten Jahresaufenthal-

tern bereits von 2012 bis 2014 um 8 Prozent zurück.1 Bisher liegen noch keine umfassenden Er-

hebungen vor. Doch die Lohnkontrolleure im Rahmen der Flankierenden Massnahmen haben 

insbesondere in der Industrie, im Gartenbau, im Detailhandel, in den Branchen Ver-
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kehr/Kommunikation sowie im Gesundheits- und Sozialwesen, aber auch bei kleinen Firmen der 

Sicherheitsbranche häufiger Lohnunterbietungen festgestellt.2 

Grafik 1: Oberste Löhne ziehen davon 

Kumuliertes Lohnwachstum nach Lohnklasse seit 1996, preisbereinigt, Privatwirtschaft und 

Bund 

 

Quelle: BFS. Lohnstrukturerhebung; Bemerkung: Wert für das oberste und die obersten 10 Prozent 2012 und  

2014 mit dem Einkommenswachstum der entsprechenden Einkommensklassen der AHV-Statistik geschätzt 

. 

Die Zahl der „Lohnmillionäre“ liegt auf einem neuen historischen Höchststand. 2014 hatten in der 

Schweiz 2880 Personen ein Gehalt von einer Million Franken und mehr. Auch die 13‘099 „Lohn-

Halbmillionäre“ stellen einen neuen Spitzenwert dar. Die moderierende Wirkung der Finanzkrise 

ist verpufft. Das zeigen auch die Steuerstatistiken zu den Brutto-Einkommen insgesamt (inkl. 

Löhnen, Kapitaleinkommen, Renten). Das einkommensstärkste Prozent hat einen Anteil von fast 

11 Prozent an den Gesamteinkommen – gegenüber rund 9 Prozent in den 1980er Jahren.  

  

                                                        

 
2
  Die Schweizerische Arbeitskräfteerhebung zeigt einen Lohnrückgang bei Hilfsarbeitskräften und Technikern (2014-2015, 

Median der Vollzeiterwerbstätigen) 
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Grafik 2: Immer mehr Lohnmillionäre 

Anzahl Personen mit mehr als 1 bzw. einer halben Million Fr. Jahreslohn, zu Preisen von 2014 

 

Quelle: Bundesamt für Sozialversicherungen, AHV-Einkommensstatistik. Bemerkung: Die AHV- 

Einkommensdaten vor 1997 sind qualitativ nicht auf dem gleichen Niveau wie diejenigen nach 1997, da die  

Qualitätskontrollen weniger hoch waren. 

Steuer- und Abgabepolitik hat die Einkommensungleichheit verstärkt 

Die Steuer- und Abgabepolitik hat die ungleiche Einkommensentwicklung sogar noch gefördert. 

Die sozialen Fortschritte in der Lohnpolitik wurden zunichte gemacht. Zwischen 2000 und 2014 

wurden die Steuern vor allem für hohe und höchste Einkommen gesenkt. Während eine Person 

mit mittlerem Lohn heute ein knappes Lohnprozent weniger Steuern bezahlt als im Jahr 2000, 

profitierten die Topverdiener von einer Senkung von knapp 37 auf 32 Prozent (Steuerbelastung 

in Prozent des Lohnes). In jüngster Zeit stiegen die Einkommenssteuern für mittlere Löhne sogar 

wieder leicht an.  
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Grafik 3: Ungleiche Steuersenkungen seit 1984 

Durchschnittliche Steuerbelastung in der Schweiz für alleinstehende Arbeitnehmende mit mittle- 

rem bzw. sehr hohem Lohn, in % des jährlichen Bruttolohnes, bereinigt mit Ø-Lohnentwicklung 

(SLI) 

 

Quelle: ESTV, eigene Berechnungen, vgl. Methodenanhang 

 

Das Hauptproblem sind die Krankenkassenprämien. Sie sind seit 1997 real um 99 Prozent ge-

stiegen. Eine Familie mit zwei Kindern zahlt heute 420 Franken mehr Prämien pro Monat als 

noch vor 15 Jahren. Die Prämienverbilligungen haben mit dieser Entwicklung nicht Schritt gehal-

ten. In den letzten Jahren sind sie sogar leicht gesunken - insbesondere wegen den kantonalen 

Sparmassnahmen. Die tiefen und mittleren Einkommen leiden deshalb besonders stark unter der 

steigenden Belastung. Während eine vierköpfige Familie mit tiefem Einkommen im Jahr 2000 

noch rund 6 Prozent ihres Einkommens für Prämien (inkl. Verbilligung) zahlte, ist es heute mit 11 

Prozent oder mehr ungefähr das Doppelte (s. Grafik am Ende des Textes). Einige Kantone (AR, 

GR) milderten die Netto-Prämienbelastung zwar etwas. Andere senkten hingegen die Prämien-

verbilligung (z.B. BE, BS, TG) und verschärften so die Situation für viele Haushalte. Das Sozialziel 

des Bundes einer Belastung von maximal 8 Prozent des steuerbaren Einkommens wurde sehr 

deutlich verfehlt.  

In nächster Zeit drohen weitere Kürzungen bei den Prämienverbilligungen. Der Bund alleine will 

über 70 Mio. Fr. pro Jahr einsparen. Verschiedene Kantone (ZH, SG, BL u.a.) planen ihrerseits 

weitere Kürzungen, obwohl die Krankenkassenprämien auf 2017 erneut um rund 5 Prozent stei-

gen dürften.  
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Grafik 4: Löhne und Prämienverbilligungen hinken den Prämien hinterher 

Preisbereinigt mit LIK, ohne Verbilligungen zu EL/Sozialhilfe, CH-Durchschnitte 

 

Quelle: BFS, BAG, Berechnungen SGB 

 

Insgesamt wirkt die Schweizer Steuer- und Abgabepolitik nur schwach progressiv. Zwar sind die 

Steuertarife beim Bund und in den meisten Kantonen progressiv ausgestaltet. Doch weil die 

Krankenkassenprämien und die indirekten Steuern einkommensunabhängig sind, ist die Belas-

tung über alle Einkommensklassen hinweg - insbesondere bei den Alleinstehenden - fast gleich 

hoch (proportional). Die Schweiz korrigiert die Unterschiede bei den Primäreinkommen kaum. 

Lohnfortschritte durch unsoziale Steuer- und Ausgabenpolitik zunichte gemacht 

Insgesamt ist die Belastung durch Steuern und Abgaben für die Mehrheit der Bevölkerung seit 

dem Jahr 2000 gestiegen. Alleinstehende mit mittlerem Lohn zahlen heute pro Monat 180 Fran-

ken mehr Steuern und Abgaben (Familien: 90 Franken). Die obersten 10 Prozent profitierten hin-

gegen insgesamt von der Steuer- und Abgabepolitik der letzten Jahre, sie tragen als einzige we-

niger zur Finanzierung der öffentlichen Hand und der Sozialversicherungen bei. 
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Tabelle 1: Vor allem die höchsten Einkommen werden entlastet 

Be- und Entlastung durch die Steuer- und Abgabenpolitik, nach Lohnklasse, zwischen 2000 und 2014, in 

Franken von 2014, pro Monat 

Alleinstehende 

 Lohnklasse Belastung  
durch  

höhere Kranken- 

kassenprämien 

(nach Verbilligungen) 

Be-/Entlastung  

bei Sozialversicherungs-

beiträgen, direkten u. indi-

rekten Steuern sowie Ge-

bühren 

 Belastung/ 

Entlastung 
 

 Unterste 

10% 
+180.- +0.- = +180.- 

 

 

     

 

 Mittlere 

Löhne 
+170.- +10.- = +180.- 

 

 

     

 

 Oberste 

10% 
+170.- -70.- = +100.- 

 

 

     

 

 Oberstes 

1% 
+170.- -230.- = -60.- 

 

       

 

Verheiratete mit 2 Kindern  

 Lohnklasse Belastung 
 durch  

höhere Kranken- 

kassenprämien 

(nach Verbilligungen) 

Be-/Entlastung  
bei Sozialversicherungs-

beiträgen, direkten u. in-

direkten Steuern sowie 

Gebühren 

 Belastung/ 

Entlastung 
 

 Unterste 

10% 
+310.- -200.- = +110.- 

 

 

     

 

 Mittlere 

Löhne 
+400.- -310.- = +90.- 

 

 

     

 

 Oberste 

10% 
+420.- -490.- = -70.- 

 

 

     

 

 Oberstes 

1% 
+420.- -900.- = -480.- 

 

       

Quelle: Eigene Berechnungen 
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Die höheren Abgaben, insbesondere die Krankenkassenprämien, haben die Lohnerhöhungen 

der meisten Haushalte fast vollständig weggefressen. Obwohl die untersten Löhne um rund 600 

Franken pro Monat (bei Familien: +800 Franken) gestiegen sind, ist ihr verfügbares Einkommen 

um rund 40 Franken gesunken (bei Familien: +40 Franken). Die Politik hat die Lohnfortschritte 

zunichte gemacht.  

Grafik 5: Mieten und Krankenkassenprämien fressen Lohnerhöhungen weg 

Veränderung der verfügbaren Einkommen nach Mieten, pro Monat nach Einkommensklassen, 

2000 bis 2014, in Franken von 2014 

 

Quelle: Berechnungen SGB, vgl. Methodenanhang 

Stark ausgleichend wirkende AHV 

Einkommens- und sozialpolitisch sorgt vor allem die AHV für einen starken Ausgleich. Sie leistet 

einerseits einen grossen Beitrag zur Verhinderung von Altersarmut. Andererseits sorgt sie dank 

ihrer solidarischen Finanzierung dafür, dass die grosse Mehrheit der Erwerbstätigen für die Al-

tersvorsorge weniger privat vorsorgen muss und in der Erwerbsphase mehr Geld zum Leben hat. 

Ohne AHV müssten die allermeisten Haushalte tiefer in die Taschen greifen. Entlastet würden nur 

die höchsten Einkommen: Bei alleinstehenden Personen Einkommen über 14‘000 Franken pro 

Monat, bei Paaren mit 2 Kindern Einkommen über 20‘000 Franken pro Monat. Nur rund 5 Pro-

zent der Bevölkerung beziehen ein Einkommen in dieser Höhe und darüber. Ohne die AHV 

müssten untere und mittlere Einkommen teilweise mehr als das Doppelte der heutigen Beiträge 

zahlen, um eine gleich hohe Altersrente zu haben.  
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Grafik 6: Die Mehrheit hat dank der AHV mehr zum Leben 

Gesamthafte Belastung durch Steuern und Abgaben heute und wenn anstatt über die AHV pri- 

vat für eine Rente in der Höhe der AHV-Rente vorgesorgt werden müsste.  

Alleinstehende 

 

Verheiratetes Paar, 2 Kinder 

 

Annahmen: Haushalte mit Jahrgang 1970, Nominales Lohnwachstum: 1.9%, Teuerung: 1.2%, Verzinsung: 2.1%, 

Umwandlungssatz: 5.1%; alle Beiträge an die private Vorsorge sind steuerbefreit. 
 

Quelle: Eigene Berechnungen, vgl. Methodenanhang  
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Grafik 7: Hohe Belastung trotz Prämienverbilligung 

Krankenkassenprämien inkl. Verbilligung, in % des Bruttolohnes, 2014  

Alleinstehende/Alleinerziehende 

 

Verheiratete 

 

Quelle: Eigene Berechnungen, vgl. Methodenanhang 
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Forderungen des SGB für eine gerechtere Lohn- und Einkommenspolitik 

Die Schweiz ist so reich wie noch nie. Sie kann sich eine gerechte Lohn-und Einkommenspolitik 

leisten. Für den SGB sind folgende Massnahmen prioritär: 

Lohnpolitische Massnahmen 

Die Lohnforderungen im Rahmen der Lohnrunde 2016/2017 werden im September präsentiert.  

� Generelle statt individuelle Lohnerhöhungen, keine Bonuslohnsysteme. 

� Mehr Gesamtarbeitsverträge mit guten Mindestlöhnen – prioritär im Detailhandel, im Journa-

lismus und im Gartenbau. Der Bund muss die gesetzlichen Hürden bei der Allgemeinverbind-

lich-Erklärung abbauen. 

� Mehr Lohnkontrollen – in dumpinggefährdeten Branchen müssen die Firmen mindestens alle 

5 Jahre kontrolliert werden. Heute verlangt der Bund von den Kantonen eine Kontrolle alle 

33 Jahre.  

� Beschränkung der Saläre in öffentlichen Betrieben auf max. 500‘000 Fr./Jahr. 

� Bekämpfung der Lohndiskriminierung von Frauen über umfassende Kontrollen sowie einer 

tripartiten Behörde mit Untersuchungs- und Durchsetzungskompetenzen. 

Höhere Prämienverbilligungen in der Krankenversicherung  

� Keine Sparmassnahmen bei den Prämienverbilligungen. Es braucht eine Erhöhung: Niemand 

soll mehr als 10 Prozent des um Kinderabzüge bereinigten Nettoeinkommens für die Kran-

kenversicherung ausgeben müssen. Dazu müssen Bund und Kantone ihre Ausgaben für 

Prämienverbilligungen um 2 Milliarden Franken aufstocken.  

� Mittelfristig soll die Prämienbelastung maximal 8 Prozent betragen – wie das im Sozialziel der 

KVG-Revision der 1990er Jahre vorgesehen war.  

� Längerfristig muss die Krankenversicherung einkommensabhängig finanziert werden – wie 

jede Sozialversicherung.  

Gerechte Steuer- und Abgabepolitik 

� Korrektur der Steuersenkungen für Reiche, Gutverdiener und Unternehmen. 

� Ablehnung der Unternehmenssteuerreform III. 

� Mehr Investitionen in den gemeinnützigen Wohnbau. 

Leistungsfähige, ausgleichende Altersvorsorge 

� Erhöhung der AHV-Renten um 10 Prozent  

 

 


